
darf es bei der Natur unseres Rechtsmittelverfahrens 
nicht in jedem Falle der Anwesenheit des Angeklagten. 
Es ist aber W o l f f  darin zuzustimmen, wenn er es als 
ungerechtfertigt bezeichnet, daß der Angeklagte und 
sein Verteidiger nach § 287 Abs. 1 nicht zur Hauptver­
handlung geladen werden; denn hierdurch kann das 
beabsichtigte Auftreten eines Verteidigers verhindert 
werden6). Außerdem hält die Kommission die Bestim­
mung des § 287 Abs. 3 nicht für ausreichend, um die 
Rechte des Angeklagten und die vollständige Auf­
klärung des Sachverhalts in jedem Falle zu sichern. 
Eine Entscheidung der Rechtsmittelinstanz, die ergeht, 
ohne daß das Gericht den Angeklagten gehört und ge­
sehen hat, vernachlässigt die Bedeutung des Subjekts 
und der subjektiven Seite des Verbrechens. Vor allem 
aber ist die Anwesenheit des Angeklagten für seine 
wirksame Verteidigung stets dann notwendig, wenn er 
keinen Verteidiger hat, der seine Berufung mündlich 
vertreten kann, sowie in allen Fällen, wo Protest zu 
seinen Ungunsten eingelegt worden ist. Außer der Ver­
pflichtung zur Ladung wird daher in § 287 Abs. 3 
folgender Zusatz für angebracht gehalten: „Ist er jedoch 
ohne Verteidiger oder ist Protest zu seinen Ungunsten 
eingelegt, so hat der Vorsitzende dies anzuordnen.“

c) Einleitung des Ermittlungsverfahrens.
Die volle Verwirklichung des Rechts auf Verteidigung 

verlangt die sorgfältige Beachtung einiger in dieser Hin­
sicht besonders bedeutsamer Verfahrensvorschriften. 
Die Kommission hat mit besonderem Nachdruck die 
genaue Befolgung des § 106 StPO, seine gründliche Be­
handlung in der Schulungsarbeit und seine Berück­
sichtigung bei Gerichtskritiken nach § 4 StPO gefordert. 
Denn erst mit der Anordnung nach § 106 StPO, die 
konkret begründet sein muß, beginnen die prozessualen 
Rechte und Pflichten aller Beteiligten, also auch die 
Befugnisse der Ermittlungsorgane und des Staatsan­
walts. Vor diesem Zeitpunkt dürfen grundsätzlich keine 
Ermittlungshandlungen vorgenommen werden. Ins­
besondere stellen sogenannte „informatorische Ver­
nehmungen“ vor diesem Zeitpunkt eine Umgehung 
dieser Vorschrift dar. Die Kommission regt daher auch 
an, nachzuprüfen, ob es richtig ist, den Untersuchungs­
organen eine mehrtägige Frist zur Vorbereitung der 
Entscheidung, ob ein Ermittlungsverfahren einzuleiten 
ist oder nicht, zuzubilligen. Andererseits wird bei Über­
tretungen die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
und somit auch eine Anordnung nach § 106 für ent­
behrlich gehalten, wenn durch die Feststellung der Tat 
und der Personalien des Täters an Ort und Stelle, z. B. 
im Straßenverkehr, bereits alle Voraussetzungen für 
den Erlaß einer polizeilichen Strafverfügung gegeben 
sind. Wo dagegen Vernehmungen durchgeführt werden 
müssen, bevor über die Erledigung der Sache ent­
schieden werden kann, muß eine Anordnung nach § 106 
vorausgehen. Diese muß außerdem so gefaßt sein, daß 
der Beschuldigte seine Rechte genügend wahrnehmen 
kann7).

d) Beschwerderecht.
Um die demokratischen Prinzipien unseres Strafver­

fahrens und seine Rechtsgarantien stärker in der Praxis 
zum Ausdruck zu bringen, hält die Kommission die 
Forderung für richtig, daß das Beschwerderecht des 
Beschuldigten, der Zeugen und Sachverständigen nach 
§ 100 StPO den Beteiligten bei Beginn des Verfahrens, 
d. h. dem Beschuldigten bei der ersten Vernehmung, 
bekanntgegeben wird*). Außerdem ist unbedingt dafür 
zu sorgen, daß jede Beschwerde aktenkundig gemacht 
und, soweit sie beim Untersuchungsorgan eingelegt 
wird, an den Staatsanwalt weitergeleitet wird.

e) Verkehr des verhafteten Beschuldigten mit dem 
Verteidiger.

Durch eine genaue und verantwortungsbewußte An­
wendung der Grundsätze des Strafverfahrens sowie 
durch eine gründliche Anleitung und Kontrolle durch 
die leitenden Organe ist zu erreichen, daß eine Reihe 
von Beschränkungen der Verteidigung weitgehend ge­
mildert oder beseitigt werden, die sich aus der Durch­
führung der Untersuchungshaft für den Beschuldigten

6) vgl. NJ 1956 S. 435; vgl. auch S. 786 dieses Hefts.
7) vgl. Ranke, NJ 1956 S. 442.
8) vgl. Ranke, NJ 1956 S. 442.

und den V erteidiger ergeben können und die auch W o l f f  
in dem genannten Referat9) aufgeführt hat. Es handelt 
sich hierbei um die Erleichterung des Verkehrs des 
Beschuldigten mit seinem Verteidiger in Form der Über­
sendung von Vollmachten, der Aushändigung der an 
den Beschuldigten zugestellten Schriftstücke, besonders 
der Anklageschrift und des Urteils, der Erteilung von 
Sprecherlaubnis, der Anfertigung von schriftlichen Auf­
zeichnungen durch den Beschuldigten und anderes mehr. 
Maßnahmen, die aus übertriebener Wachsamkeit die 
Durchführung der Verteidigung erschweren, wider­
sprechen den Prinzipien unseres Strafverfahrens. Ein­
schränkungen des schriftlichen und mündlichen Ver­
kehrs mit dem Verteidiger nach § 80 Abs. 3 StPO dürfen 
daher nur aus triftigen Gründen angeordnet und müssen 
ständig überprüft werden. Nach Eröffnung des Haupt­
verfahrens dürfen dem Verkehr des Verteidigers mit 
seinem Mandanten keine Beschränkungen mehr auf­
erlegt werden.

Schon im Ermittlungsverfahren ist die Akteneinsicht 
nach § 80 Abs. 2 dem Verteidiger weitgehend zu ge­
statten. Dagegen muß sie dem Beschuldigten selbst ver­
sagt bleiben; erforderlichenfalls soll jedoch der Staats­
anwalt die Bestellung eines Pflichtverteidigers bean­
tragen.

Auch nach rechtskräftiger Verurteilung muß durch 
entsprechende Maßnahmen dafür gesorgt werden, daß 
der Verteidiger zur Beratung in wichtigen Rechts­
angelegenheiten Sprecherlaubnis erhält. Es sollte ihm 
auch offiziell gestattet werden, Gnadengesuche einzu­
reichen.

f) Rechtzeitige Zustellungen.
Da die Ladungsfrist für die Vorbereitung der Haupt­

verhandlung durch den Angeklagten und seinen Ver­
teidiger eine rechtliche Garantie schaffen soll, darf die 
Vorschrift des § 184 nicht einschränkend und formal 
angewendet werden. Es darf weder zur Regel werden, 
daß nur die Mindestfrist von 5 Tagen eingehalten wird, 
noch daß ohne schwerwiegende Gründe und sorgfältige 
Berücksichtigung der Erforschung der Wahrheit die 
Ausnahmebestimmung des § 184 Abs. 2 angewendet 
wird. Bei § 180 StPO muß ebenfalls beachtet werden, 
daß die Anklageschrift dem Beschuldigten nur aus­
nahmsweise, wie das Gesetz sagt „spätestens“ mit der 
Ladung zur Hauptverhandlung zugestellt werden darf. 
Gerade diese Beispiele zeigen, daß es meist nur einer 
sorgfältigen Anwendung der geltenden Bestimmungen 
bedarf, um eine Verletzung der Rechte des Angeklagten 
zu vermeiden.

g) Keine Verhandlung gegen Abwesende.
Der Unmittelbarkeit der Verhandlung im allgemeinen 

dient der Vorschlag, die Durchführung einer Haupt­
verhandlung gegen einen ausgebliebenen Angeklagten 
durch Streichung der §§ 195/196 und entsprechende Ver­
änderung des § 194 zu unterbinden, es sei denn, daß die 
Voraussetzungen der §§ 236 ff. vorliegen.

2. Fragen der Untersuchungshaft
Die wichtigen und viel diskutierten Fragen der Ver­

haftung und der vorläufigen Festnahme10 11) haben selbst­
verständlich einen Schwerpunkt bei den Untersuchungen 
der Kommission gebildet. Das wesentliche daraus ist in 
den Ausführungen von N e u m a n n  .in diesem Heft 
behandelt11). Hier seien deshalb nur folgende Fragen 
hervorgehoben:

a) Anrechnung der Untersuchungshaft
Eine prinzipielle Änderung schlägt die Kommission 

für die Anrechnung der Untersuchungshaft vor. Sie hält 
es nach eingehender Beratung für richtig, die Unter­
suchungshaft in j e d e m  F a l l e  in vollem Umfange 
auf die erkannte Strafe anzurechnen. Der Vorwurf, daß 
der Angeklagte durch sein Verhalten die Ermittlungen 
verzögert und dadurch die längere Dauer der Unter­
suchungshaft gewissermaßen selbst verschuldet habe, 
ist in konkreto schwer zu beweisen und beeinträchtigt 
allzu leicht das Recht des Angeklagten, sich umfassend 
zu verteidigen und alle entlastenden Umstände vorzu­
bringen. Bei gesetzlicher Anrechnung der Unter-
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9) vgl. NJ 1956 S. 434; vgl. auch S. 777 dieses Hefts.
10) vgl. insbes. Herrmann, NJ 1956 S. 392.
11) vgl. S. 775 dieses Heftes.


